
des Angeklagten durch die Vorschriften der §§ 200, 201 
und 206 StPO gewährleistet 

Anträge auf Benutzung eigener Aufzeichnungen wird 
das Gericht in das Protokoll mit der vom Angeklagten 
zu gebenden konkreten Begründung aufnehmen, des­
gleichen die Gründe der Ablehnung.

HANS RANKE, 
Präsident des Kammer gerichtSs

weniger Zeit erfordert. Es wird sich auch erweisen, daß 
durch die intensivere Zusammenarbeit der einzelnen 
Instrukteure ihre fachliche Qualifikation auf ein höheres 
Niveau gehoben wird als bei der bisherigen Arbeits­
weise. Entsprechend der besseren Zusammenarbeit der 
Instrukteure wird auch ihre Zusammenarbeit mit den 
Richtern bei den Kreisgerichten fruchtbarer werden. 
Die Möglichkeit der persönlichen Verbindung mit den 
Instrukteuren ist auch von allen Kreisgerichten freu­
dig begrüßt worden. Dabei wird es von besonderer 
Wichtigkeit sein, daß jeder Instrukteur diese Tätigkeit 
längere Zeit hindurch ausübt und der noch zu häufige 
Wechsel durch eine Verbesserung der Kaderpolitik 
überwunden wird.

Wenngleich die Justizverwaltungsstelle des Bezirks 
Karl-Marx-Stadt noch nicht sehr lange nach dieser 
neuen Methode der Anleitung und Kontrolle der Kreis­
gerichte arbeitet, so haben doch die bisherigen Erfah­
rungen die Erwartungen im vollen Umfange bestätigt. 
Die Justizverwaltungsstellen, die sich ebenfalls ernst­
haft mit der Anregung des Ministeriums der Justiz 
auseinandergesetzt haben, werden zu ähnlichen Schluß­
folgerungen wie wir gekommen sein. Den anderen 
Justizverwaltungsstellen aber, die der Anregung des 
Ministeriums bisher noch skeptisch gegenüberstehen, 
kann die geschilderte Arbeitsmethode nur empfohlen 
werden. /

ERICH SCHUSTER, /
Leiter der Justizverwaltungsstelle Karl-Mardl-Stadt

Darf der Angeklagte 
in der Hauptverhandlung eigene 
schriftliche Unterlagen benutzen?

Bei der Beurteilung dieser Frage muß von zwei Prin­
zipien unseres demokratischen Prozeßrechts und ihren 
Beziehungen zueinander ausgegangen werden: dem 
Prinzip der Erforschung der objektiven Wahrheit und 
dem Parteiprinzip, das den Grundsatz der aktiven Mit­
wirkung des Gerichts und der aktiven Leitung der 
Hauptverhandlung umfaßt*). Es ist eine vom Gericht 
im Rahmen seiner den Sachverhalt aufklärenden und 
die Prozeßverhandlung leitenden Funktion in jedem 
Einzelfall nach der Sach- und Rechtslage zu entschei­
dende Frage, ob es geboten und erforderlich ist, dem 
Angeklagten die Benutzung von eigenen Aufzeichnun­
gen und Unterlagen bei seinen Ausführungen, Fragen 
und Schlußvorträgen oder bei seiner Befragung und 
Vernehmung in der Hauptverhandlung zu gestatten. 
Die Erfahrung der Praxis lehrt, daß dies in der Regel 
weder erforderlich noch sachdienlich ist, wie ja auch 
eine gute Vernehmung von Zeugen in der Regel freie, 
selbständige und unmittelbare Angaben aus der Erinne­
rung erfordert und die Benutzung von Notizen abzu­
lehnen ist. In besonderen Ausnahmefällen, dort, wo es 
die Art der Sache (z. B. umfangreiche, schwierige und 
in Einzelheiten gehende Fragen zahlenmäßiger oder 
datenmäßiger Feststellungen) zur guten Sachaufklärung 
erfordert, wird das Gericht die Benutzung eigener Auf­
zeichnungen zulassen. Im allgemeinen muß man die 
Notwendigkeit verneinen.

Man wird bedenken müssen, daß die Benutzung eige­
ner Aufzeichnungen und Materialien die Gefahr in sich 
birgt, die Erforschung der objektiven Wahrheit zu be­
einträchtigen. Sie wird die Selbständigkeit und Un­
mittelbarkeit der Einlassungen des Angeklagten, seiner 
Behauptungen und seiner Auffassung beeinträchtigen 
und kann dazu führen, daß nicht eigene Angaben des 
Angeklagten, sondern vorbereitete, sachlich nicht be­
gründete Tatsachen aus fremder Quelle mechanisch wie­
dergegeben werden. Die Feststellung der Glaubwürdig­
keit und Prüfung der Richtigkeit der Angaben kann 
erschwert werden. Häufig werden Aufzeichnungen und 
Unterlagen den Charakter von Beweismitteln haben 
können; dann werden sie dem Gericht vorzulegen und 
zum Gegenstand der Verhandlung zu machen sein. Bei 
Berufung des Angeklagten auf eigene Aufzeichnungen 
wird auch die Frage zu prüfen sein, ob sie einen Beweis­
antrag darstellt oder enthält. In jedem Falle ist die Ver­
wertung erheblicher Aufzeichnungen oder Materialien

*) vgl hierzu Wyschinski, Die Theorie der gerichtlichen Be­
weise im sowjetischen Recht, Moskau 1951, Kap. IV § 6, zitiert 
bei Sawitzki ln Rechtswiss. Informationsdienst 1953, Nr. 13, 
Sp. 402.

Mehr Sorgfalt 
beim Erlaß einstweiliger Verfügungen!

Nicht selten wird der Versuch gemacht, bei Miet- 
^sfreitigkeiten im Wege der einstweiligen Verfügung 

einen tatsächlichen Zustand zu schaffen, der die gericht­
liche Entscheidung der Hauptsache bereits vorweg­
nimmt oder wesentlich beeinflußt. Wenn es sich dar­
um handelt, den Mieter vor solchen Eingriffen des Ver­
mieters in seinen Mietbesitz zu schützen, die sich als 
verbotene Eigenmacht (§§ 861 ff. BGB) darstellen, kann 
eine einstweilige Regelung gemäß §§ 935, 940 ZPO 
durchaus angebracht sein. Dagegen ist bei anderen | 
Maßnahmen, die sich gegen den Mieter richten, größte J 
Zurückhaltung am Platze. Folgendes Beispiel aus der 

■''Praxis zeigt, daß die Gerichte die Voraussetzungen ' 
einer einstweiligen Verfügung nicht immer mit der 
erforderlichen Sorgfalt prüfen.

In das Wohnhaus eines Hausbesitzers, der selbst nicht 
in diesem Hause wohnt, ist ein Mieter vom Wohnungs­
amt eingewiesen. Dieser Mieter beabsichtigt, seine 
Wohnung mit einem Ehepaar zu tauschen. Der Haus­
besitzer will aber selbst in sein Haus einziehen und 
versucht daher, den Wohnungstausch zu verhindern. 
Auf seinen Vorschlag, einen anderweiten Wohnungs­
tausch unter allen Beteiligten zustande zu bringen, wird 
ihm zunächst vom Wohnungsamt eine kurze Frist hier­
für bewilligt. Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 
stößt jedoch eine weitere Verlängerung auf Schwierig­
keiten. Nunmehr geht der Hausbesitzer zum Kreis­
gericht und beantragt dort, durch einstweilige Ver­
fügung dem Ehepaar, dessen Tausch bereits genehmigt 
ist, den Einzug in die Wohnung unter Strafandrohung 
zu verbieten. Zur Begründung trägt er lediglich vor, 
daß er beabsichtige, wegen dringenden Eigenbedarfs 
Klage auf Aufhebung des Mietverhältnisses und Räu­
mung zu erheben, weil er aus gesundheitlichen Grün­
den das Treppensteigen in seiner bisherigen Wohnung 
nicht vertrage, und daß durch den unmittelbar bevor­
stehenden Einzug der Tauschpartner die Vollstreckung 
eines Räumungsurteils wesentlich erschwert werden 
würde. Der Antragsteller hat nicht etwa behauptet, 
daß sein Einzug in die Wohnung vom Wohnungsamt 
genehmigt worden sei. Das Kreisgericht hat daraufhin 
die einstweilige Verfügung antragsgemäß erlassen.

Es liegt auf der Hand, daß diese Entscheidung des 
Gerichts einen schweren Eingriff in die Rechte des 
Wohnungsamtes darstellt. Auf diese Weise könnte 
jederzeit die Wohnraumlenkung durch gerichtliche Ent­
scheidung ohne ausreichende Klärung des Sachverhalts 
durchkreuzt werden. Da bekanntlich jeder Wohnungs­
wechsel an die verwaltungsrechtliche Genehmigung des 
Wohnungsamtes gebunden ist, wäre es die erste Pflicht 
des Richters gewesen, von Amts wegen die Frage der 
Zulässigkeit des Rechtsweges zu prüfen. Er durfte sich 
keinesfalls mit den mageren Angaben des Antrages 
begnügen, sondern hätte eine erschöpfende Darstellung 
der vorangegangenen Besprechungen mit dem Woh­
nungsamt und darüber hinaus die Vorlegung einer 
Bescheinigung des Wohnungsamtes verlangen müssen. 
Obwohl der Antragsteller im vorliegenden Falle an 
Eides Statt versichert hatte, daß die Antragsgegner, 
„soweit ihm bekannt sei“, noch keine Wohnungszu­
weisung hätten, durfte das Gericht sich hiermit nicht 
begnügen. Wenn positive Angaben vom Antragsteller 
verlangt worden wären, so hätte es sich sofort heraus­
gestellt, daß hier die Entscheidung des Wohnungsamtes 
durchkreuzt werden sollte.

Durch die Rechtsprechung des Obersten Gerichts zur 
Frage der Zulässigkeit des Rechtsweges sollte hin­
reichend geklärt sein, daß jeder Richter verpflichtet ist, 
sich jeder Einmischung in verwaltungsrechtliche Maß­
nahmen zu enthalten. Gerade auf dem Gebiet des Woh­
nungswesens, das für die Lebensverhältnisse des ein­
zelnen besonders große Bedeutung hat, darf es nicht
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